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Das Politbüro des Zentralkomitees der SED und der Minister­
rat haben im September 1984 Maßnahmen zur Qualifizierung 
der Leitung, Planung und wirtschaftlichen Rechnungsführung 
auf dem Gebiet der Investitionen und der Grundfondsrepro­
duktion in der neuen Etappe der Verwirklichung der ökono» 
mischen Strategie der SED beschlossen.4 Die VO über die 
Vorbereitung von Investitionen vom 23. M ai 1985 (GBl. I 
Nr. 17 S. 197) ist unmittelbar auf die Durchsetzung dieser Maß­
nahmen gerichtet.

Im Prozeß der Investitionsvorbereitung wird zum größten 
Teil über die Effektivitäts- und Leistungssteigerung und den 
Beitrag zum Zuwachs an Nationaleinkommen entschieden, die 
mit der Investition erreicht werden sollen. Die VO regelt hier­
zu grundlegende volkswirstchaftliche Anforderungen.

Die wissenschaftlich-technischen Aufgaben und die Vor­
bereitung der entsprechenden Investitionsmaßnahmen sind 
von vornherein als einheitlicher Prozeß zu planen, zu lei­
ten und abzurechnen. Mit der АО über die Ordnung der 
Planung der Volkswirtschaft der DDR 1986 bis 1990 vom
7. Dezember 1984 (GBl.-Sdr. Nr. 1190 a-r) ist der Plan fürf die 
Investitionsvorbereitung als Bindeglied zwischen dem Plan 
Wissenschaft und Technik und dem Investionsplan auf allen 
Ebenen der Volkswirtschaft eingeführt worden. In ihm sind 
die verbindlichen ökonomischen Zielstellungen und Termine 
für die Vorbereitung enthalten. Ausgehend davon legt die 
VO vom 23. Mai 1985 fest, daß der Prozeß der Vorbereitung 
die Ausarbeitung der Aufgabenstellung und der Dokumenta­
tion zur Grundsatzentscheidung umfaßt.

Neu an der VO ist, daß die Betriebe der Investitionsgüter­
industrie und des Bauwesens im Rahmen ihrer Mitwirkung 
bei der Ausarbeitung der Aufgabenstellung verpflichtet wur­
den, Informationsangebote abzugeben. Die Angaben in die­
sen Angeboten sind für die Betriebe bindend.

Hohe Anforderungen werden an die verbindlichen Preis­
angebote gestellt, die von den Auftragnehmern zur Vorbe­
reitung der Grundsatzentscheidung abzugeben sind. So sind 
künftig die Preisangebote mit einem Wertumfang über 
50 Mio M persönlich vom Generaldirektor des Kombinats zu 
bestätigen. Die Bestimmungen über die Preisprüfung wur­
den wesentlich erweitert. Die Auftragnehmer wurden ver­
pflichtet, ihre verbindlichen Preisangebote vor dem Investi­
tionsauftraggeber zu verteidigen. Eingeführt wird eine obli­
gatorische staatliche Preiskontrolle für Investitionsvorhaben 
mit einem Gesamtwertumfang über 5 Mio M.

Präzisiert wurden auch die Bestimmungen über die „ver­
einfachte Vorbereitung“. Diese spezielle Form ist darauf ge­
richtet, die Aufgabenstellung in einer solchen Qualität zu 
erarbeiten, daß auf ihrer Basis die Grundsatzentscheidung 
getroffen werden kann. Das ist künftig neben den bereits in 
der bisherigen VO vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 251)5 
geregelten Fällen für alle Rationalisierungsinvestitionen bis 
zu 5 Mio M Gesamtwertumfang zulässig.

Die neue VO geht davon aus, daß die Modernisierung der 
vorhandenen Grundmittel sich zur Hauptform der Grund­
fondsreproduktion entwickelt hat. Mit diesem Ziel werden 
in zunehmendem Maße Generalreparaturen und Rationali­
sierungsinvestitionen im zeitlichen und funktionellen Zu­
sammenhang durchgeführt werden. Die VÖ sieht hierfür eine 
einheitliche Dokumentation vor.

Die Bestimmungen über die Projektierung stehen in Über­
einstimmung mit der ProjektierungsVO vom 18. April 1985 
(GBl. I Nr. 15 S. 181)6. Mit der VO werden auch die Bestim­
mungen über die Begutachtung von Investitionen wesentlich 
erweitert. Eingeführt wird die staatliche Begutachtung, die 
sich künftig auf alle Investitionsvorhaben mit einem Gesamt- 
wertümfang über 5 Mio M erstreckt. Staatliche Gutachter­
stellen sind die Zentrale Staatliche Inspektion für Investitio­
nen der Staatlichen Plankommission (ZSII) und die Gutach­
terstellen der Ministerien, anderen zentralen Staatsorgane und 
der Räte der Bezirke. Die rechtliche Wirkung der Gutachten 
wurde erhöht; Investitionsentscheidungen für begutachtungs­
pflichtige Investitionsvorhaben dürfen nur getroffen werden, 
wenn mit dem Gutachten die Zustimmung hierfür erteilt 
wurde.

Die ZSII kontrolliert künftig auch die ordnungsgemäße 
Durchführung der Investitionen zu volkswirtschaftlichen 
Schwerpunkten im Zusammenwirken mit den Banken und 
anderen Kontrollorganen. Neu sind auch die Befugnisse der 
ZSII gegenüber den staatlichen Gutachterstellen in den zen­
tralen Staatsorganen und den Räten der Bezirke.

Im engen Zusammenhang mit den neuen Bestimmungen 
über die Begutachtung steht die 2. DB zur VO über die Vor­
bereitung von Investitionen —  Staatliche Begutachtung von  
Investitionen - vom 23. M i 1S85 (GBl. I Nr. 17 S. 205). Mit 
dieser DB wird die Abgrenzung der Aufgaben zwischen der
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ZSII und den anderen staatlichen Gutachterstelllen festgelegt. 
Die Regelungen über die Aufgaben und die Arbeitsweise der 
Gutachterstellen und den Einsatz von Experten entsprechen 
denen in der aufgehobenen 2. DB zur VÖ über die Vorberei­
tung von Investitionen vom 12. Dezember 1980 (GBl. I 1982 
Nr. 2 S. 30). Die DB zur VO über die Vorbereitung von In­
vestitionen — Vorbereitung von Investitionen des komplexen 
Wohnungsbaues - vom 13. Juli 1978 (GBl. I Nr. 23 S. 260) gilt 
weiter als 1. DB zur neuen VO. An einer Neufassung wird zur 
Zeit gearbeitet.7

*

Zur weiteren Entwicklung der Kontrolle der Umweltbedin­
gungen sowie der Einhaltung der Rechtsvorschriften und Nor­
mative auf diesem Gebiet, insbesondere zur Minderung der 
Emission von Luftschadstoffen, zur schadlosen Beseitigung 
nicht nutzbarer Abprodukte und zur Durchführung weiterer 
Aufgaben des Schutzes und der rationellen Nutzung der na­
türlichen Ressourcen, hat der Ministerrat die VO über die 
Staatliche Umweltinspektion vom 12. Juni 1985 (GBl. I Nr. 19 
S. 238) erlassen.

Die Staatliche Umweltinspektion ist ein Organ des Mini­
steriums für Umweltschutz und Wasserwirtschaft; sie wird 
als Inspektion des Ministeriums und als Inspektion bei den 
Räten der Bezirke tätig. Ihre Aufgaben sind darauf gerich­
tet, die Belastung der Luft mit Schadstoffen zu reduzieren. 
Dazu gehört u. a. die Festlegung von Grenzwerten für die 
Emission von Luftschadstoffen und die Kontrolle ihrer Ein­
haltung entsprechend den Rechtsvorschriften, die Erhebung 
von Staub- und Abgasgeld bei der Überschreitung von Grenz­
werten, die Vorgabe von staatlichen Normativen zur Minde­
rung der Emission von Luftschadstoffen und zur Rückgewin­
nung von Werkstoffen aus den Abgasen oder dem Staub.

Die Staatlichen Umweltinspektionen haben bei der Begut­
achtung von solchen Investitionen und Rekonstruktionsvor­
haben mitzuwirken, die Auswirkung auf die Umweltbedin­
gungen haben. Sie kontrollieren die Realisierung der plan­
mäßig durchzuführenden Umweltschutzvorhaben und erfüllen 
weitere Aufgaben zur Kontrolle der Luftbelastung.

Der Leiter und die Mitarbeiter der Staatlichen Umwelt­
inspektionen haben u. a. das Recht, auf ihrem Verantwor- 
tüngsgebiet von Leitern und Mitarbeitern der Betriebe Aus­
künfte und Stellungnahmen zu verlangen, Einsicht in Doku­
mente und andere Unterlagen zu nehmen, die Produktions­
anlagen zu betreten und Kontrollmessungen oder Probeent­
nahmen durchzuführen. Die Leiter der Staatlichen Umweltin­
spektionen sind berechtigt, den Betrieben Auflagen zur Ein­
haltung der Emissionsgrenzwerte und zum ordnungsgemäßen 
Betreiben von Anlagen zur schadlosen Beseitigung nicht nutz­
barer Abprodukte zu erteilen und über deren Erfüllung eine 
schriftliche Mitteiluung zu verlangen. Zur Durchsetzung die­
ser Auflagen kann gegenüber Betrieben Zwangsgeld bis zur 
Höhe von 50 000 M festgesetzt werden.

Die Leiter der Staatlichen Umweltinspektionen können bei 
Verstößen gegen die zur Reinhaltung der Luft bzw. zur schad­
losen Beseitigung nicht nutzbarer Abprodukte erlassenen 
Rechtsvorschriften oder bei nur unvollständiger Erfüllung 
von Aufgaben von den zuständigen Leitern die - Einleitung 
eines Disziplinarverfahrens gegenüber den dafür verantwort­
lichen Leitern oder Mitarbeitern verlangen. Es werden Ord­
nungsstrafen bis 500 M für den Fall angedroht, daß die Tä­
tigkeit der Staatlichen Umweltinspektion behindert, falsche
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